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2.1.2.1. Der Rat des Kreises, Abt. Volksbildung,
— bei Verurteilung von Lehrern,
— bei der Verurteilung Jugendlicher, soweit keine Urteilsausfer­

tigung übersandt wird,
— bei Verurteilung wegen Straftaten gegen Jugend und Familie, 

die Maßnahmen zur Sicherung der Interessen Minderjähriger 
zur Folge haben. (Die Entscheidung darüber trifft der Vor­
sitzende.)

2.1.2.2. Der Rat des Kreises, Abt. Gesundheits- und Sozialwesen,
— bei der Verurteilung von auf medizinischem Gebiet tätigen 

Hochschulkadern, Angehörigen der mittleren medizinischen 
Berufe und der medizinischen Hilfsberufe,

— bei Verurteilung wegen Verletzung der Bestimmungen des 
Gesundheitsschutzes, die Maßnahmen zum Schutze der Ge­
sundheit der Bevölkerung zur Folge haben. (Die Entscheidung 
darüber trifft der Vorsitzende.)

2.1.2.3. Der Rat des Kreises, Abt. örtliche Vsrsorgungswirtschaft, bei 
der Verurteilung von selbständigen Gewerbetreibenden zu Stra­
fen mit Freiheitsentzug.

2.1.2.4. Die Kreisgeschäftsstelle der Handwerkskammer des Bezirks bei 
der Verurteilung von selbständigen Handwerksmeistern zu Stra­
fen mit Freiheitsentzug.

2.1.2.5. Der Kreisvorstand des FDGB, Verwaltung der Sozialversiche­
rung, bei der Verurteilung von Rentnern der Sozialversicherung 
zu Strafen mit Freiheitsentzug.

2.1.2.6. Die Kreisdirektion der Staatlichen Versicherung der DDR bei 
der Verurteilung von Rentnern der Staatlichen Versicherung der 
DDR zu Strafen mit Freiheitsentzug.

2.1.2.7. Die Hauptverwaltung der Staatlichen Versicherung der DDR bei 
der Verurteilung von Versorgungsempfängern zusätzlicher Al­
tersversorgung der Intelligenz zu Strafep mit Freiheitsentzug 
von mindestens einem Jahr.

2.1.2.8. Der Rat der Stadt, des Stadtbezirks bzw. der Gemeinde, Abt. 
Gesundheits- und Sozialwesen,
bei der Verurteilung von Sozialfürsorgeempfängern zu Strafen 
mit Freiheitsentzug.

2.1.2.9. Der Erste Stellvertreter des Vorsitzenden des Rates des Bezir­
kes (Ausz'äichnungsausschuß)
bei Verurteilung von Trägern staatlicher Auszeichnungen oder 
Titel die vom Staatsrat oder Ministerrat oder von dem Leiter 
eines zentralen Organs verliehen wurden.


